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Gremien Sitzung Ergebnis  

Ausschuss für Finanzen und Beteiligungen 06.04.2011    
    

Fragestellung 

1.  Wie bewertet die Verwaltung vor dem Hintergrund der  Bonner 
Situation die Grundaussagen des von der Landesregie rung in 
Auftrag gegebenen Gutachtens von Prof. Dr. Junkernh einrich und 
Prof. Dr. Lenk, das jüngst unter dem Titel „Haushal tsausgleich 
und Schuldenabbau - Konzept zur Rückgewinnung kommu naler 
Finanzautonomie im Land Nordrhein-Westfalen“ vorgel egt wurde? 

 
2.  Wie bewertet die Verwaltung insbesondere das Gutach ten, soweit 

sich ein konkreter kommunaler Konsolidierungsbedarf  anhand der 
Indikatoren „Liquiditätskreditbelastung“ (Durchschn itt 2001-2009 
abzgl. gewisser Vermögenswerte) und „strukturelles Defizit des 
Ergebnishaushaltes“ (bereinigtes durchschnittliches  Ergebnis 
2004-2007) ergeben soll (Rz. 156ff., 235, 270)? Wie  stellt sich 
die Situation in Bonn im Hinblick auf diese Paramet er auch in 
interkommunaler Hinsicht (NRW) dar? 

 
3.  Wie quantifiziert die Verwaltung mögliche strukture lle 

Verbesserungen der kommunalen Finanzsituation durch  die im 
Gutachten angeregten Veränderungen auf bundespoliti scher Ebene 
(Rz. 382-397) sowie auf landespolitischer Ebene (Rz . 398-414) 
konkret für Bonn (vgl. auch Rz. 433ff.)? 

 
4.  Wie bewertet die Verwaltung die im Gutachten vorges chlagenen 

Maßnahmen zur Leistung eines verstärkt kommunalen A nteiles an der 
Konsolidierungslast, insbesondere durch einen Beitr ag der 
kommunalen Solidargemeinschaft durch eine Vorwegent nahme von 



Mitteln aus dem kommunalen Finanzausgleich (Rz. 450 ff.) sowie 
eine Abundanzumlage (vgl. Rz. 458ff.)? Wie quantifi ziert die 
Verwaltung mögliche Auswirkungen auf Bonn? 

 
5.  Wie bewertet die Verwaltung den Vorschlag des Gutac htens, mittels 

der Grundsteuer B zwingend den Lückenschluss von Ei nnahmen und 
Ausgaben herzustellen, sofern die sonstigen Maßnahm en zur 
Haushaltskonsolidierung nicht durchgreifenden Erfol g bringen 
(vgl. Rz 256ff.)? In welcher Größenordnung müsste f ür Bonn der 
Hebesatz der Grundsteuer B etwa angesetzt werden, u m einen echten 
Haushaltsausgleich zu erreichen, die sonstigen 
Konsolidierungsbeiträge anderer Ebenen (s.o.) vorau ssetzend? 

 
6.  Welche Auswirkungen sieht die Verwaltung für die 

Haushaltssituation in Bonn hinsichtlich des Urteils  des 
Verfassungsgerichtshofes des Landes zum Nachtragsha ushalt des 
Jahres 2010? 

Begründung 

Mit dem oben zitierten Gutachten soll ein Weg aus d er strukturellen 
Haushaltsnotlage der Kommunen in NRW aufgezeigt wer den. Dabei werden 
Vorschläge unterbreitet, die sowohl Bund, Land als auch Kommunen 
verstärkt in die Pflicht zur Konsolidierung des Hau shaltes nehmen. 
Zielsetzung ist insoweit die Schaffung ausgeglichen er kommunaler 
Haushalte sowie der Abbau der Liquiditätskreditbela stung in 
mittelfristiger Hinsicht. Eine mögliche Umsetzung d er Vorschläge des 
Gutachtens wäre auch für Bonn von weitreichender Be deutung. Vor diesem 
Hintergrund wird die Verwaltung um eine erste Bewer tung und auch 
Quantifizierung von Auswirkungen auf die Bonner Sit uation gebeten. 
Dabei sollte, soweit möglich, auf die im Gutachten dargelegten 
übergreifenden Rahmendaten einzelner Konsolidierung smodelle (Rz. 
489ff.) zurückgegriffen werden. Das Gutachten ist a uf der 
Internetseite des Innenministeriums abrufbar: 
http://www.im.nrw.de/bue/437.htm . 
 
Darüber hinaus stellt sich die Frage nach Auswirkun gen der jüngsten 
Entscheidung des Verfassungsgerichtshofes zum Nacht ragshaushalt 2010 
auf die Stadt Bonn (Frage 6). 
 


